






84

Birs

Die Birs fasst ein 100-Jahr Ereignis mit einer Durchflussmenge bis 

350 m3/s. Auch höhere Durchflussmengen zwischen 350 bis 

420 m3/s führen auf städtischem Gebiet zu keinen Überflutungen 

(Ausnahme Birskopf).

 

Die Abflussmessungen der Landeshydrologie belegen den Trend 

der letzten Jahre zu höheren Spitzenabflüssen in der Birs. Eine 

Zunahme der Durchflussmenge von 10% bei einem 300- als 

auch bei einem 500- bis 1000-Jahr Ereignis hat keine Auswirkun-

gen auf das Überschwemmungspotenzial der Birs. Eine Verän-

derung des Maximalabflusses mit mehr als 420 m3/s wird nicht 

erwartet. Auch wenn Hochwasserereignisse häufiger auftreten, 

verändert sich dadurch das Schadenpotenzial durch die Birs nur 

unwesentlich. 

 

Es ist jedoch mittel- und langfristig anzustreben, die bestehenden 

Werkleitungen (Gas-Hochdruckleitungen und Starkstromleitun-

gen) aus dem Birs-Vorland zu entfernen. Es besteht die Möglich-

keit, dass bei einem Extremhochwasser die unterirdisch verlegten 

Leitungen infolge Ausspülungen im Birs-Vorland (Erodierung) frei-

gelegt werden und Schaden nehmen. Im Übrigen ist das Verlegen 

von Werkleitungen in einem Gewässer-Vorland gemäss der neuen 

Gewässerschutzverordnung, welche Anfang 2011 in Kraft getre-

ten ist, nicht mehr zulässig.

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Sowohl bei einem 300- als auch bei einem 500- bis 

1000-Jahr Ereignis werden das Gebiet der BaZ-Drucke-

rei sowie Teilgebiete der Langen Erlen überflutet. Auch 

wenn gewisse Extremereignisse (300-Jahr Ereignisse) 

häufiger auftreten, verändert sich dadurch das Schaden-

potenzial für die Gebäudeversicherung nur unwesentlich 

oder überhaupt nicht.
›	 Das Gebiet um die BaZ in Kleinhüningen kann mit einer 

Mauererhöhung beim Wiesekreisel geschützt werden. 

Die GVBS wird die Mauererhöhung in Absprache mit 

dem Bau- und Verkehrsdepartement an die Hand neh-

men. Die Kosten gehen zu Lasten des Feuerschutzfonds 

der Gebäudeversicherung.
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Birsig

Der Birsig stellt das grösste Überschwemmungspotenzial in der 

Stadt Basel dar. Bereits ein 100-Jahr Ereignis mit einer Durch-

flussmenge von 64 m3/s kann zu Überschwemmungsschäden 

beim Zoo, im oberen Bereich der Steinentorstrasse und bei den 

Birsig-Parkplätzen führen. Ein 300-Jahr Ereignis würde sehr gros-

se Schäden durch Überflutungen in der Innenstadt verursachen. 

Das Überschwemmungspotenzial wird insbesondere dadurch 

verschärft, dass die Durchflussmenge der Birsigüberdeckung 

zwischen Munimattbrücke6 und Rhein durch den Einbau der 

Fernwärmehauptleitung und die Korrektion des Einlaufbauwerks 

im Bereich Munimattbrücke auf ca. 64 m3/s verringert wurde. 

Ohne diese baulichen Veränderungen würde die Durchflussmen-

ge ca. 90 m3/s betragen.

 

Rechnet man mit einer Zunahme von 10% der Wassermenge, 

wird aus der Schadenbelastung eines 100-Jahr Ereignis die Scha-

denbelastung eines 200-Jahr Ereignisses.

 

Als wichtigste Massnahme, um die Folgen eines Hochwassers 

durch den Birsig auffangen zu können, gilt die Verlegung der 

Fernwärmehauptleitung aus dem Birsigstollen in die angrenzen-

den Strassen. Dadurch entstehen sowohl bei einem 100-Jahr als 

auch bei einem 300-Jahr Ereignis keine grösseren Schäden.

 

Mit Vorliegen der detaillierten Betrachtungen zur Gefahrenkarte 

sollte eine Kapazitätserweiterung der Eingangspartie der Birsig-

überdeckung auf die ursprüngliche Abflussgrösse von 90 m3/s in 

Angriff genommen werden. Diese Massnahme sollte kurzfristig 

und unabhängig von einer Öffnung des Birsig oder einer Verle-

gung der Fernwärme an die Hand genommen werden. 

 

Als permanente Präventionsmassnahme muss durch die kanto-

nale Krisenorganisation (KKO) sichergestellt werden, dass bei 

drohendem Hochwasser (auch kleineren Ausmasses) beim Ein-

gang in die Birsigüberdeckung bei der Munimattbrücke das 

Schwemmholz rund um die Uhr aus dem Wasser entfernt und 

abgeführt wird. Verkeilt sich Schwemmholz im Eingangsbereich, 

kann es zu einem Rückstau kommen und Teile der Innenstadt 

werden wie bei einem 300-Jahr Ereignis überflutet.

 
6 Munimattbrücke wird die Birsigüberdeckung beim 

Birsigparkplatz an der Heuwaage genannt.

 

 

Dorenbach, Allschwilerbach, Seitengewässer 

Riehen/Bettingen (Aubach, Immenbach, Bettingerbach), 

Seitengewässer Wiese (Mühletych, Neuer Tych, 

Alter Tych, Riehentych, Oberwasserkanal, Otterbach)

Die Abflussmenge dieser Gewässer liegt zwischen 5 bis 7 m3/s. 

Eine Zunahme der Abflussmenge um 10% hat vermutlich keine 

Auswirkungen auf das Überschwemmungspotenzial dieser  

Gewässer. Das gegenwärtige Überschwemmungspotenzial wird 

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  

›	 Auch wenn gewisse Extremereignisse (300-Jahr Ereig-

nisse) häufiger auftreten, verändert sich dadurch das 

Schadenpotenzial nur unwesentlich oder überhaupt 

nicht.

›	 Das Anbringen von einem mobilen Hochwasserschutz 

ab einer Durchflussmenge von 350 m3/s im Bereich Birs-

strasse/St. Jakob ist durch die kantonale Krisenorgani-

sation (KKO) im Rahmen der Gefährdungsanalyse zu 

prüfen.

›	 Mittel- und langfristig ist anzustreben, die bestehenden 

Werkleitungen aus dem Birs-Vorland zu entfernen.

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  

›	 Wie bisher muss als Sofortmassnahme bei Hochwasser 

durch die Feuerwehr sichergestellt werden, dass ein 

Bagger das Schwemmholz beim Eingang zur Birsigüber-

deckung bei der Munimattbrücke laufend entfernt. 

›	 Als wichtigste Massnahme muss die Fernwärmehauptlei-

tung aus dem Birsigstollen in die angrenzenden Strassen 

verlegt werden. 

›	 Mit Vorliegen der detaillierten Betrachtungen zur Gefah-

renkarte sollte das Einlaufbauwerk im Bereich der Muni-

mattbrücke wieder auf die frühere Abflussgrösse von 

90 m3/s zurückgebaut werden.

›	 Es müssen sämtliche Öltanks im Überschwemmungspe-

rimeter gespriesst werden.
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mass noch für die Frequenz. Seit 1940 haben zwar die Grosswet-

terlagen, welche in der Schweiz für extreme Hagelereignisse ver-

antwortlich sind, zugenommen. Grund dafür sind die steigenden 

Temperaturen, welche bewirken, dass die Luft mehr Feuchtigkeit 

aufnimmt. Dies führt häufiger zu starken Gewittern mit zunehmen-

der Hageltätigkeit. Weil Hagelschläge jedoch sehr lokale Ereignis-

se sind, ist es schwierig, sie mit Klimamodellen zu simulieren.

 

Im Verhältnis zur Häufigkeit und Intensität der Hagelereignisse hat 

das Schadenausmass in den letzten Jahren überproportional zu-

genommen. Die kantonalen Gebäudeversicherungen verzeichne-

ten in den vergangenen 15 Jahren rund viermal höhere Schäden 

als in den 1960er und 1970er Jahren. Dies ist nicht allein auf die 

intensiveren Hagelzüge zurückzuführen, sondern hat seine Ursa-

che auch in gesellschaftlichen Veränderungen. Dazu gehören die 

Verwendung von Materialien, die nicht hagelgeeignet sind (z. B. 

Lamellenstoren oder gewisse Metall-Fassadenverkleidungen 

etc.), sowie das höhere Anspruchsdenken der Versicherten, wel-

che auch rein ästhetische Schäden entschädigt haben wollen.

 

Für GVBS stellt Hagel das grösste Risiko dar. Die hohe Wertekon-

zentration auf dem kleinflächigen Raum des Kantons führt dazu, 

dass bereits bei einem mittelgrossen Hagelschlag unzählige Poli-

cen von hohen Schäden betroffen sind. Der vermehrte Einbau von 

nicht hagelgeeigneten Materialien verschärft das enorme Scha-

denpotenzial zusätzlich. 

 

Der effektivste Schutz vor Hagelschäden ist die Verwendung von 

hagelgeeigneten Baumaterialien. Die Vereinigung Kantonaler Feu-

erversicherungen (VKF) erarbeitet zusammen mit verschiedenen 

Verbänden der Baumaterialherstellung ein Verzeichnis über ha-

gelgeeignete Baumaterialien, das sogenannte Hagelschutzregis-

ter. Ziel des Hagelschutzregisters ist es, ab 2010 sämtliche Bau-

produkte der Gebäudehülle hinsichtlich ihres Hagelwiderstandes 

zu klassieren. Die Baumaterialien oder Bauteile werden in fünf Ha-

gelwiderstandsklassen (HW 1–5) eingeteilt. 

 

Der Kanton Basel-Stadt liegt in einer Zone, die mindestens einmal 

in 50 Jahren von einem Hagelereignis mit Korngrösse 3 cm oder 

grösser betroffen wird. Das Hagelregister verlangt, dass in dieser 

Zone nur Baumaterialien oder Bauteile verwendet werden, welche 

den Hagelwiderstand HW 3 aufweisen. 

 

Besondere Bedeutung erlangt das Hagelschutzregister beim Ein-

bau von Solaranlagen (Thermische-, Photovoltaikanlagen), da die-

zurzeit im Zusammenhang mit dem Erstellen der Gefahrenkarte 

errechnet. Genauere Zahlen sind Ende 2011 erhältlich.

 

 

Sturmwind
 

Aussagen über die Klimafolgen und deren Auswirkungen auf die 

Häufigkeit und Intensität von Sturmereignissen sind schwierig zu 

machen. Die Gebäudeversicherung stellt bei ihrer Einschätzung 

auf Aussagen von Wissenschaftlern der Universitäten Bern und 

Basel ab. Deren wissenschaftliche Untersuchungen haben erge-

ben, dass in der Schweiz die Möglichkeit intensiver Sturmereig-

nisse (höhere Schäden) im Winter, nicht aber deren Häufigkeit 

(Frequenz) zunimmt. Oder anders formuliert: In Mitteleuropa ist 

eher mit einer Abnahme der Häufigkeit von Stürmen zu rechnen, 

hingegen dürften heftigere Winterstürme häufiger werden.

 

Die Gebäudeversicherung rechnet auch unter veränderten Klima-

bedingungen nicht mit einer höheren Schadenfrequenz. Sie sieht 

sich jedoch mit einer höheren Schadenbelastung konfrontiert. 

Künftig wird somit ein 80-Jahr Ereignis ein Schadensausmass ei-

nes 100-Jahr Ereignisses aufweisen. Zum Vergleich: 1990 verur-

sachte der Wintersturm Vivian, eingestuft als 4-Jahr bis 8-Jahr 

Ereignis, im Kanton Basel-Stadt Schäden (indexiert) von ca. CHF 

8 Mio. Der Wintersturm Lothar verursachte 1999 als 10-Jahr bis 

20-Jahr Ereignis Schäden (indexiert) von ca. CHF 28 Mio. Neu 

werden solche Ereignisse bereits alle 4 bis 8 Jahre bzw. alle 8 bis 

16 Jahre eintreten.

 

 

Hagelschlag
 

Beim Hagelrisiko ist keine Prognose über eine allfällige Erhöhung 

durch die Klimaänderung möglich, weder für das Schadenaus-

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  

›	 Eine Zunahme der Sturm-Schadenbelastung fängt die 

GVBS kurzfristig über ihre Rückversicherung auf. Län-

gerfristig muss mit höheren Rückversicherungskosten 

gerechnet werden, was u.U. zu höheren Versicherungs-

prämien führen könnte.
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2.8.3 
Kosten und Dienststellen
 

Baulicher Hochwasserschutz

›	Wiese:

	 Die Kosten für die Mauererhöhung beim Wiesekreisel sind un-

bedeutend und gehen zu Lasten des Feuerschutzfonds der Ge-

bäudeversicherung. 

›	Birs:

	 Für die Entfernung der bestehenden Werkleitungen aus dem 

Birs-Vorland ist eine Kostenabschätzung erforderlich.

›	Birsig: 

	 Der Ausbau der Fernwärmehauptleitung aus dem Birsigstollen 

sowie die Kapazitätserweiterung der Eingangspartie der Birsig-

überdeckung belaufen sich auf rund CHF 20 Mio. (genaue Kos-

ten für diese Massnahmen müssten noch erhoben werden).  

Zusätzlich müssen sämtliche Öltanks im Überschwemmungs-

perimeter gespriesst werden. 

 

Die Massnahmen sind in Zusammenarbeit mit der GVBS, dem 

Bereich Städtebau & Architektur, dem Tiefbauamt und der IWB 

umzusetzen. Das Spriessen der Öltanks erfolgt durch die GVBS 

in Zusammenarbeit mit dem Zivilschutz.

 

Mobiler Hochwasserschutz

Der mobile Hochwasserschutz wird bei kritischen Durchfluss-

mengen für alle Fliessgewässer durch die Kantonale Krisenorga-

nisation gewährleistet. 

 

Eine Zunahme der Sturm-Schadenbelastung infolge der Klimaer-

wärmung fängt GVBS kurzfristig über ihre Rückversicherung auf.

Längerfristig muss mit höheren Rückversicherungskosten ge-

rechnet werden, was unter Umständen zu höheren Versiche-

rungsprämien führen könnte.

 

se besonders hagelgefährdet sind. Die gängigen Produkte auf 

dem Markt stammen meist aus dem EU-Raum oder aus China. 

Aus dem EU-Raum importierte Produkte verfügen meist über ein 

EU-Hagelzertifikat (Norm EN 12975-2). Dieses verlangt jedoch nur 

einen Hagelwiderstand HW 2,5 (Hagelkorndurchmesser 2,5 cm). 

In Deutschland und Nordeuropa wird diese Hagelwiderstands-

klasse bei den dort existierenden Hagelintensitäten als ausrei-

chend klassiert. 

 

Zurzeit versichert die GVBS Solaranlagen, die dem Eigenbedarf 

dienen und der EU Norm 12975-2 (HW 2,5) entsprechen, ohne 

Einschränkungen. Das Gleiche gilt für Solaranlagen, die über kei-

nen Hageltest verfügen, aber eine Abdeckung aus gehärtetem 

Glas mit einer Dicke von mindestens 3 mm aufweisen. Solaranla-

gen, welche rein betriebstechnischen Zwecken dienen oder keine 

Hagelwiderstandsanforderungen erfüllen, können bei der GVBS 

nicht versichert werden. 

 

Da die Schweiz in einer Hagelzone mit erhöhter Gefährdung liegt, 

stellt sich die Frage, ob in Zukunft die Hagelwiderstandsklasse HW 

3 auch für Solaranlagen vorgeschrieben werden soll. Dies würde 

dazu führen, dass EU-Produkte nicht ohne weiteres in der Schweiz 

eingebaut werden könnten. Zu beachten ist dabei auch, dass  

der VKF Testbedingungen anwendet, die von den Internationalen 

Normen abweichen, was als widerrechtliches Handelshemmnis  

interpretiert werden könnte. Diesem Konflikt muss im künftigen 

VKF-Hagelschutzregister oder bei dessen rechtsverbindlicher 

Übernahme in den Kantonen genügend Rechnung getragen  

werden. 

 
 

Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Das VKF-Hagelschutzregister soll im Kanton Basel-Stadt 

rechtsverbindlich erklärt werden. Damit wird sicherge-

stellt, dass Baumaterialien und Bauprodukte einen ge-

nügend grossen Hagelwiderstand aufweisen. Besonders 

zu beachten ist dabei das Problem der Solaranlagen 

bzw. ihre unterschiedliche Bewertung in der Schweiz und 

der EU.
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2.9
Stadtentwässerung
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den Rhein und rund 6 Stunden in die übrigen Gewässer. Zu einer 

Überlastung der Kanalisation mit Rückstau in die Keller der Lie-

genschaften oder Abheben der Dolendeckel kommt es erst ab 

Niederschlagsintensitäten, die grösser sind als die Regeninten

sität eines 5-Jahr Ereignisses. 

2.9.2
Klimafolgen – Auswirkungen 
und mögliche Massnahmen 

Dimensionierung der Kanalisation und Dauer 
der Regenentlastung 

Die Zunahme der Niederschlagsmenge im Winter und teilweise 

im Sommer führt dazu, dass insgesamt mehr Abwasser zur Ab-

wasserreinigungsanlage fliesst. Zwei Faktoren sind dabei zu be-

achten: Einerseits ist die Intensitätsspitze eines Regenereignis-

ses für die Dimensionierung der Kanalisation und damit den 

Kanaldurchmesser massgebend, damit keine Überlastungen, re-

spektive keine Rückstaus im Kanalnetz entstehen. Andererseits 

können lang andauernde Starkregen mit grossen Regenmengen 

die Dauer der Entlastungen bei den im unteren Abschnitt der öf-

fentlichen Kanalisation angebrachten Überläufen (Regenentlas-

tungen) verlängern. 

Die Auswertung sämtlicher Niederschläge (10-Minuten-Werte) 

der Jahre 1989 bis 2009 der SMA-Messstation in Binningen zei-

gen keinen Trend zu intensiveren Starkniederschlägen (Regenin-

tensitätsspitzen). Eine Anpassung der Modellregen und damit 

auch der Kanalisationsdimensionierung, respektive der Ka-

naldurchmesser ist somit nicht nötig. Überlastungen und Rück-

staus aufgrund höherer Intensitätsspitzen werden nicht erwartet. 

Die Niederschläge werden jedoch erwartungsgemäss eher  

grössere Regenmengen bringen. Ob die Zunahme der extremen 

Niederschläge und der damit verbundene Mehrabfluss zur Ab-

2.9.1
Ausgangslage

Das Abwasser im Kanton Basel-Stadt wird grösstenteils im Misch-

system entwässert, d. h. Schmutzabwasser und Regenwasser 

werden über dasselbe Kanalisationsnetz zur Kläranlage geleitet. 

Dabei muss zwischen der Liegenschaftsentwässerung und dem 

eigentlichen Kanalnetz (öffentliche Kanalisation) unterschieden 

werden. 

Die Liegenschaftsentwässerung umfasst den Kanalabschnitt von 

der Liegenschaft in das öffentliche Kanalnetz der Stadtentwässe-

rung und ist gemäss Schweizer Norm mit einer Regenintensität 

von 300 l/(s*ha) zu bemessen. Die Kapazität der öffentlichen Ka-

nalisation ist für einen Regen dimensioniert, welcher statistisch 

gesehen einmal in 5 Jahren fällt. 

Bei sehr starken Regenfällen kann die Kanalisation nicht mehr das 

gesamte Mischabwasser aufnehmen. Im unteren Abschnitt der 

öffentlichen Kanalisation bestehen deshalb zusätzlich Regenent-

lastungen, bei denen stark verdünntes Schmutzwasser in die 

Oberflächengewässer Rhein, Birs, Wiese und Birsig abgeleitet 

wird. Diese Regenentlastungen sind derzeit so bemessen, dass 

sie ab einer Regenintensität von 15 l/(s*ha) in den Rhein und 30 l/

(s*ha) in Wiese, Birs und Birsig entlasten. Dies entspricht einer 

maximalen Entlastungsdauer von rund 20 Stunden pro Jahr in 
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wasserreinigungsanlage eine stärkere Belastung der Obenflä-

chengewässer durch häufigere und/oder länger dauernde Re-

genentlastungen zur Folge hat, muss anhand der aktuellen und 

der zu erwartenden Regenreihen überprüft werden. Eine Überla-

gerung der Entlastungsereignisse mit Niedrigwasserabflüssen in 

den Gewässern würde die erwähnten Probleme akzentuieren 

(Sommergewitter bei tiefem Wasserstand).

2.9.3	
Kosten und Dienstellen

Die zu erwartenden Kosten sind zurzeit noch nicht absehbar. 

Neben den Fachstellen für Gewässerschutz und Stadtentwässe-

rung sind auch die Bereiche Wasserbau und Raumplanung 

betroffen.

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  

›	 Eine Anpassung der Dimensionierung der Kanalisation 

aufgrund höherer Regenintensitätsspitzen ist nicht not-

wendig. Die Gefahr einer Überschwemmung, respektive 

eines Rückstaus ändert sich nicht.

›	 Niederschlagswasser soll vermehrt durch Versickerung 

vom Mischsystem ferngehalten werden. Bei der Überar-

beitung der generellen Entwässerungspläne (GEP) ist zu 

berücksichtigen, dass Regenentlastungen in Oberflä-

chengewässer in Zukunft häufiger auftreten können. Die 

hydraulischen Berechnungen des Entwässerungssys-

tems sollten mit den erwarteten, veränderten Regen

daten durchgeführt werden. Falls diese Berechnungen 

einen vermehrten Schadstoffeintrag in die Gewässer auf-

zeigen, müsste das Kanalisationsnetz mit zusätzlichem 

Retentionsvolumen (Speicherkanäle) oder Mischwasser-

überlaufbecken erweitert werden. Dabei ist eine integrale 

Betrachtung des Entwässerungsnetzes im gesamten 

Einzugsgebiet der ARA Basel erforderlich, um eine opti-

male Bewirtschaftung des Abwasserstromes zu ermögli-

chen. 
›	 Von Seiten des Bundes sollten geeignete Modellregen für 

die verschiedenen Regionen erarbeitet werden. Zudem 

sollten die Anforderungen für Regenentlastungen in die 

grossen Gewässer (Rhein) konkretisiert werden. Auf regi-

onalpolitischer Ebene ist die Zusammenarbeit mit den 

Gemeinden im Einzugsgebiet zu fördern, z. B. durch 

Gründung von Zweckverbänden.
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2.10
Luftqualität  
und Stadtklima 
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2.10.2
Klimafolgen – Auswirkungen 
und mögliche Massnahmen 

Luftqualität

Klimatische Einflüsse auf die Luftqualität machen sich bei der 

chemischen Umwandlung (Ozon) und der Verdünnung der Luft-

schadstoffe (Inversionshäufigkeit, Frontdurchgang mit Auswa-

schen der Schadstoffe) bemerkbar. Diese können sich sowohl 

negativ als auch positiv auf die Luftqualität auswirken. Die quanti-

tativen Auswirkungen lassen sich am besten anhand von bereits 

eingetretenen extremen Witterungen abschätzen.

Der Hitzesommer 2003 im Vergleich zu den kühlen Sommern 

2008 und 2009 

Ozon: Im Sommer 2003 wurde der Stundengrenzwert der Luft-

reinhalteverordnung für Ozon (120 ųg/m3) je nach Standort wäh-

rend 450 bis 640 Stunden überschritten. Der Informationswert 

gemäss Smogkonzept der Bau-, Planungs- und Umweltschutzdi-

rektorenkonferenz (180 ųg/m3) wurde je nach Standort an 30 bis 

70 Stunden überschritten. Verglichen mit den kühlen Sommern 

2008 und 2009 ist dies ein Mehrfaches der üblichen Belastung. 

Grund dafür ist die intensive Ozonbildung während heisser Som-

mer mit viel Sonneneinstrahlung und wenig Regen (siehe Grafik 

Seite gegenüber und Tabellen auf Seite 96 und 97).

2.10.1
Ausgangslage

Die Werte des Luftmessnetzes sowie die Immissionskarten zei-

gen im Kanton Basel-Stadt eine übermässige Luftbelastung mit 

Stickstoffdioxid an Hauptverkehrsachsen, mit Feinstaub in der 

Stadt und mit Ozon im ganzen Kanton auf. Auf der Basis der bis-

herigen Luftreinhaltepläne von 1990, 2004 und 2007 konnte mit 

technischen Massnahmen eine deutliche Besserung der Luftsitu-

ation erreicht werden. Die Massnahmen im aktuellen Luftreinhal-

teplan 2010, zusammen mit den Massnahmen auf Bundes- und 

europäischer Ebene haben zum Ziel, bis 2020 eine weitere Sen-

kung der Luftbelastung zu erreichen. 

Das Stadtklima von Basel mit seinen Wärmeinseln ist in verschie-

denen Arbeiten des Meteorologischen Institutes der Universität 

Basel dokumentiert worden. Speziell für planerische Zwecke hat 

das Institut im Jahr 1997/98 im Auftrag des Lufthygieneamts 

(LHA) und der Planungsämter Basel-Stadt und Basel-Landschaft 

die Klimaanalyse Basel (KABA) durchgeführt. Diese Analyse weist 

Gebiete mit starker Überwärmung und schlechter Durchlüftung 

aus, wobei summarische Planungsempfehlungen abgegeben 

werden. Bei planerischen Vorhaben werden diese Planungshin-

weise beigezogen. 
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Korrelation von Ozonspitzenwerten 
mit hohen Temperaturen

St. Johann O3_max_h1 µg/m3

Binningen Temp_2m_max_min30°C

Nasskühler Sommer 2008: Ozonspitzenwerte und Temperaturen sind niedriger als im Sommer 2003

Hitzesommer 2003: Hohe Temperaturen korrelieren mit Ozonspitzenwerten
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Ozon entsteht aus Vorläuferschadstoffen (Stickoxid und flüchtige 

organische Verbindungen) unter starker Sonneneinstrahlung und 

weist grosse Transportdistanzen auf. Die Ozonbelastung ist des-

halb nicht nur eine Folge der lokalen Luftbelastung sondern wird 

auch stark durch weit entfernte Emissionen beeinflusst. Wissen-

schaftliche Arbeiten belegen den Anstieg der weltweiten Hinter-

grundbelastung bei Ozon durch die Zunahme der Emissionen in 

Asien und Amerika. Deshalb haben auch massive lokale Emissi-

onsminderungen keinen deutlichen Rückgang der übermässigen 

Ozonbelastung zur Folge. 

Stickstoffdioxid: Im Sommer 2003 war die Stickstoffdioxid-Kon-

zentration höher als während der kühlen Sommer 2008 und 2009. 

An den Hauptverkehrsstrassen war im Hitzesommer 2003 die 

Zahl der Überschreitungen des Tagesgrenzwertes (80 ųg/m3) 

deutlich höher als in den regnerischen Sommern 2008 und 2009. 

Grund dafür ist die verstärkte Bildung von Stickstoffdioxid an den 

Strassen im Rahmen der Ozonbildung (Tabelle unten). Dieser Pro-

zess wird auch bei massnahmenbedingter Reduktion der NOx-

Emissionen bei heisser Sommerwitterung nach wie vor ablaufen. 

Luftschadstoffe in heissen und kühlen Sommern
 
Sommer	  	 Heiss	 Kühl	 Kühl	 Norm	 Norm	

	 Einheit	 Juni– August	 Juni– August	 Juni– August	 1960–90	 2000–2009
		  2003	 2008	 2009

Parameter Meteorologie

Basel-Binningen
Mitteltemperatur	 °C	 22,8	 18,9	 18,8	 17,9	 19,3
Anz. Sommertage (>=25°C)	 d	 81	 41	 38	 39,1	 47,5
Anz. Hitzetage (>=30°C)	 d	 43	 14	 16	 9,8	 16,7
Sonnenstunden	 h	 907	 635	 700	 661	 722
 	  	  	  	  	  	  
NS-Menge	 mm	 138	 224	 283	 255	 272
NS-Tage>10mm	 d	 4	 7	 11	 8	 9
NS-Tage>20mm	 d	 0	 2	 3	 3	 3
 	  	  	  	  	  	  
Mittlere Windgeschwind.	 m/sec	 1,9	 2,1	 1,9	 2,1	 2,1
Anz. Tage Windmax.>10m/s	 d	 27	 33	 32	 28,8	 34,3

Parameter Luftqualität
 
BS St.Johannplatz	  	  	  	  	  	  
O3: Anz. h>120µg/m3	 h	 452	 37	 41	  	 144
O3: Anz. h>180µg/m3	 h	 28	 0	 0	  	 5,1
NO2: Mittelwert	 µg/m3	 27,0	 20,1	 21,9	  	 24,1
PM10: Mittelwert	 µg/m3	 20,2	 16,4	 15,9	  	 16,9
 	  	  	  	  	  	  
Binningen (NABEL)	  	  	  	  	  	  
O3: Anz. h>120µg/m3	 h	 639	 107	 152	  	 249
O3: Anz. h>180µg/m3	 h	 71	 0	 0	  	 28,8
NO2: Mittelwert	 µg/m3	 18,5	 11,8	 12,4	  	 14,9
PM10: Mittelwert	 µg/m3	 23,7	 13,4	 12,7	  	 17,5
 	  	  	  	  	  	  
BS Feldbergstrasse	  	  	  	  	  	  
NO2: Mittelwert	 µg/m3	 78,2	 58,4	 59,6	  	 64,5
NO2: Anz. Tage>IGW	 d	 39	 4	 7	  	 14,4
PM10: Mittelwert	 µg/m3	 27,5	 19,3	 21,9	  	 23,1
PM10: Anz. Tage>IGW	 d	 0	 0	 0	  	 0,3
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Feinstaub: Auch die mittlere Feinstaub-Konzentration ist während 

heisser Sommer deutlich höher als während kühler Sommer. Grund 

dafür ist die bessere Durchlüftung und der häufige Luftmassen-

wechsel bei kühlen, regnerischen Sommern (Tabelle Seite 96). Auch 

dieser meteorologisch bedingte Prozess wird weiter bestehen. 

Auch bei weiteren starken Emissionsminderungen aufgrund des 

technischen Fortschritts und der Massnahmen werden während 

heisser sonniger Sommer höhere Konzentrationen an Stickoxid 

und Feinstaub zu beobachten sein, als während nasskalter Som-

mer. Grundsätzlich führen zwar die Massnahmen zu einer Reduk-

tion der Luftbelastung (Stickoxid, Feinstaub), doch wird diese 

durch den negativen Effekt der Klimaänderung zu heissen, sonni-

gen Sommern zumindest teilweise kompensiert. 

Der warme Winter 2007 im Vergleich zum kalten Winter 2006

Warme Winter weisen häufige Frontdurchgänge, verbunden mit 

Regen, starken Winden und dem Einfliessen von neuen, unbelas-

Luftschadstoffe in warmen und kalten Wintern

Winter	  	 Kalt	 Warm	 Norm	 Norm		

	 Einheit	 Januar–Februar	 Januar–Februar	 1960–90	 2000–2009
		  2006	 2007	

Parameter Meteorologie

Basel-Binningen	
Mitteltemperatur	 °C	 -1,2	 6,2	 1,5	 2,8
Anz. Frosttage (Min. <0,0°C)	 d	 40	 11	 32,9	 14,7
Anz. Eistage (Max. <0,0°C)	 d	 9	 3	 7,9	 5,7
Sonnenstunden	 h	 163	 170	 146	 171
 	  	  	  	  	   
NS-Menge	 mm	 48	 115	 105	 88
NS-Tage>10mm	 d	 1	 3	 2,3	 2,6
Tage mit Schneedecke	 d	 15	 6	 18,3	 12,2
 	  	  	  	  	   
Mittlere Windgeschwind.	 m/sec	 2,5	 3,1	 2,9	 2,8
Anz. Tage Windmax.>10m/s	 d	 15	 30	 21,4	 21,7

Parameter Luftqualität	  	  	  	  	
 
BS St.Johannplatz	  	  	  	  	  
NO2: Mittelwert	 µg/m3	 44,2	 33,5	  	 39,8
PM10: Mittelwert	 µg/m3	 42,3	 22,0	  	 30,3
PM10: Anz. Tage>IGW	 d	 22	 2	  	 9,1
 	  	  	  	  	  
Binningen (NABEL)	  	  	  	  	  
NO2: Mittelwert	 µg/m3	 45,9	 28,1	  	 37,2
PM10: Mittelwert	 µg/m3	 44,0	 20,5	  	 30,7
 	  	  	  	  	  
BS Feldbergstrasse	  	  	  	  	  
NO2: Mittelwert	 µg/m3	 65,0	 60,0	  	 59,8
NO2: Anz. Tage>IGW	 d	 9	 4	  	 4,8
PM10: Mittelwert	 µg/m3	 49,7	 27,9	  	 37,2
PM10: Anz. Tage>IGW	 d	 24	 6	  	 14,0
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Stadtklima und Wärmeinseleffekt

Die Stadt schafft ihr eigenes Klima. Gründe dafür sind die hohe 

Speicherkapazität der Bauten und Gebäude, die Versiegelung der 

Bodenoberfläche, die Wärmeabgabe durch Prozesse wie auch 

die Veränderung der Durchlüftung durch die Baustrukturen. Wich-

tige Merkmale des Stadtklimas sind die verminderte Durchlüftung 

und die Überwärmung, welche sich vor allem nachts bemerkbar 

machen. 

Heisse und trockene Sommer führen zu einer grossen Ausdeh-

nung der thermisch überwärmten Gebiete in der Stadt (Wärmein-

seln) und einer langen Dauer der hohen, belastenden Temperatu-

ren. Kritisch für das Wohlbefinden sind vor allem Nächte im 

Sommer mit hohen Temperaturen, verbunden mit hohem Dampf-

druck. Diese belastende Schwüle wird bei Südwest-Wetterlagen 

beobachtet und ist deshalb grossräumig gesteuert. Sie kann nicht 

durch lokale Massnahmen verhindert werden. Durch geeignete 

planerische und bauliche Massnahmen kann aber die Auswirkung 

des Wärmeinseleffekts vermindert werden. 

Über eine Zu- oder Abnahme der lokalen Windzirkulationen las-

sen sich keine Aussagen machen. Die lokale Windzirkulation ist 

für die Lufterneuerung und die Abkühlung der Stadt wichtig. 

teten Luftmassen auf. Dadurch bauen sich keine starken, lang 

dauernden Inversionslagen auf. Diese Faktoren führen dazu, dass 

die Luftbelastung während warmer, regnerischer Winter deutlich 

niedriger ist als in kalten Wintern mit stagnierender Luft. Zusätz-

lich wird in warmen Wintern weniger Heizenergie verbraucht und 

damit entstehen weniger Schadstoffe aus den Heizungen. 

Im warmen, regnerischen Winter 2007 war die Stickstoffdioxid-

Konzentration 10 bis 30% niedriger als im kalten Winter 2006. 

Beim Feinstaub machte der entsprechende Rückgang sogar 50% 

aus. Auch die Zahl der Tage mit übermässiger Belastung war 

2007 markant weniger häufig als im 2006. 

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
Die Klimaänderung wird sich im Sommer negativ auf die 

Luftqualität, speziell die Ozonbelastung auswirken. Ein wei-

terer Rückgang der Ozonbelastung setzt Massnahmen auf 

europäischer Ebene voraus. Ziel der Luftreinhaltung ist es, 

durch dauerhafte Massnahmen bei Stickoxiden, Feinstaub 

und flüchtigen organischen Verbindungen die Luftbelastung 

in Zukunft gegenüber dem heutigen Zustand nochmals 

deutlich zu senken. Gelingt dies, so wird der negative Effekt 

aufgrund der Klimaänderung bei Stickoxid und Feinstaub 

mindestens kompensiert werden. 

Die Klimaänderung wird sich im Winter positiv auf die Luft-

qualität auswirken. Es ist von einer Abnahme der Luftbelas-

tung auszugehen (bessere Durchlüftung und häufige Front-

durchgänge). Die Veränderung zu Wintern mit weniger 

langen Kälteperioden und weniger Eis- und Frosttagen ver-

ringert zudem den Heizbedarf für Raumwärme. Damit sin-

ken die Emissionen aus Heizungen. 

 Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
Die Klimaänderung wird im Sommer den negativen Effekt 

des Stadtklimas verstärken. Der klimagerechten Stadt- und 

Bauplanung muss deshalb in Zukunft mehr Beachtung ge-

schenkt werden. 

Mögliche Gegenmassnahmen sind:

›	 Erhöhung des Grünflächenanteils und Verminderung der 

versiegelten Fläche 

›	 Anpflanzen von Baumalleen als Schattenspender

›	 Luftbahnen für Frischluft freihalten oder schaffen

›	 Anteil der reflektierten Strahlung durch geeignete Wahl 

von Gebäudefarben erhöhen

›	 Einbau von Systemen zur Abgabe der im Innern von Ge-

bäuden gefangenen Wärme während der Nacht

›	 Sonnenschutz der Gebäude und der Fensterflächen
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2.10.3
Kosten und Dienststellen

Die Weiterführung des Luftreinhalteplans beider Basel und der Er-

hebungen zur Luftqualität sind Daueraufgaben des Lufthygiene-

amtes. Die Klimaanalyse Basel (KABA) liegt bald 15 Jahre zurück. 

Ihre Aussagen haben nach wie vor Gültigkeit. Aufgrund der bauli-

chen Veränderungen und dem Aspekt der Klimaänderung ist es 

jedoch notwendig, die Klimaanalyse in den nächsten Jahren wie-

der aufzudatieren. Dabei sollten auch städtebauliche Szenarien 

unter dem Aspekt der Klimaänderung berechnet werden. 

Die zu erwartenden Kosten sind zurzeit noch nicht zu beziffern. Im 

Rahmen einer Aufdatierung der Klimaanalyse müssen die Pla-

nungsämter der Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft be-

teiligt sein, allenfalls auch der Bereich Energie des AUE wie auch 

der Gesundheitsschutz. 
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2.11
Gesundheit 
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durch den Klimawandel verursachte Morbidität und Mortalität  

zunehmen. Daher könnten spezifische präventive Interventionen 

und die Betreuung von Betagten einen zunehmend wichtigen 

Stellenwert einnehmen.

Die meisten klimawandelbedingten Gesundheitsauswirkungen 

hängen direkt oder indirekt mit der zunehmenden Umgebungs-

temperatur und der verschlechterten Luftqualität im Sommer 

(Ozon) zusammen und treten daher vorwiegend in der warmen 

Jahreszeit auf. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, 

dass es künftig vor allem in den Sommermonaten zu einer ver-

mehrten Belastung der medizinischen Grundversorgung und al-

lenfalls der Spitäler kommen wird.

Hitzebelastung

Zu den direkten, hitzebedingten Erkrankungen werden Herz-

Kreislauf-Probleme, Dehydratation, Hitzeschlag und Hyperther-

mie gezählt. Besonders gefährdet sind u. a. ältere Personen, 

Kleinkinder, körperlich und/oder psychisch Kranke, sozial isolierte 

Menschen und bettlägerige Personen. Weitere Risikofaktoren  

beinhalten mangelnde Fitness, Übergewicht, Müdigkeit, Schlaf

mangel, mangelhafte Flüssigkeitszufuhr, Einnahme gewisser Me-

dikamente und Alkoholmissbrauch. 

Während der Hitzewelle 2003 wurden in der Schweiz 975 zusätzli-

che, das langjährige Mittel übersteigende Todesfälle registriert. In 

Basel starben 654 Personen, was im Vergleich zum langjährigen 

Durchschnitt 128 zusätzlichen Todesfällen (+24,4%) entspricht. 

Dem Wärmeinseleffekt (Kombination von hohen Tagestemperatu-

ren und verminderter nächtlicher Abkühlung), der besonders in 

Stadtgebieten vorkommt, wird ein grosser Anteil an der Hitzebelas-

tung zugeschrieben. Der Harvesting-Effekt (vorzeitiger Tod von be-

reits schwerkranken Personen) trug wahrscheinlich nur in geringem 

Masse zur erhöhten Sterblichkeit bei, da sich in den Folgewochen 

keine tiefere Sterberate in der Bevölkerung zeigte. 

Die Anpassung des menschlichen Körpers und seiner Leistungs-

fähigkeit sowie des individuellen Verhaltens an eine langsam stei-

gende Umgebungstemperatur ist in unseren Breiten bis zu einem 

gewissen Grad möglich. Dennoch lässt bei Umgebungstempera-

turen über 30°C die mentale und körperliche Arbeitsleistung 

nachweislich nach und Arbeitsunfälle treten vermehrt ein. Vor al-

lem die Anpassungsfähigkeit bei kurzfristigen, extremen Hitzewel-

len ist deutlich begrenzt. 

2.11.1
Ausgangslage

Wie aus der schweizerischen Gesundheitsbefragung im Jahr 

2002 hervorgeht, schätzen 80% der Bevölkerung im Kanton  

Basel-Stadt ihren Gesundheitszustand als «gut» oder «sehr gut» 

ein. Der Altersquotient im Kanton Basel-Stadt ist im Vergleich zum 

schweizerischen Mittelwert mit 32% (Stand 2009) relativ hoch. 

Das Bundesamt für Statistik prognostiziert für den Kanton für die 

kommenden Jahre eine Zunahme des Altersquotienten. Infolge-

dessen werden vorwiegend jene klimabedingten Faktoren, wel-

che die älteren Menschen betreffen, relevant sein.

2.11.2
Klimafolgen – Auswirkungen 
und mögliche Massnahmen

Es ist zu erwarten, dass sich der Klimawandel in verschiedenen 

Bereichen auf die menschliche Gesundheit auswirken wird. Die 

relevantesten Folgen für die Gesundheit der Basler Bevölkerung 

gehen aus der zunehmenden Hitzebelastung und der verstärkten 

Luftschadstoffbelastung hervor. 

Diese negativen Einflüsse stellen vor allem bei älteren Menschen 

aber auch bei Kindern ein Problem dar und können ohne geeig-

nete präventive Massnahmen zu Krankheiten und Todesfällen 

führen. In Anbetracht des zu erwartenden Anstiegs des Durch-

schnittsalters unserer Bevölkerung (Überalterung) könnte die 
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Luftschadstoffbelastung

Die Zunahme der Umgebungstemperatur hat einen Anstieg der 

Ozonkonzentration zur Folge (vgl. Kapitel Luftqualität und Stadt

klima). Hohe Ozonwerte führen, insbesondere bei bereits Lun-

genkranken, mindestens vorübergehend zu erheblichen Ein-

schränkungen der Lungenfunktion und können die vorzeitige 

Sterblichkeit erhöhen. Während der Hitzewelle 2003 wurden an 

sämtlichen Messstationen erhöhte Ozonwerte registriert. Schät-

zungsweise 130 bis 300 der zusätzlichen schweizweiten (hitze-

wellebedingten-)Todesfälle im Jahr 2003 (13 bis 30% der insge-

samt 975 zusätzlichen, das langjährige Mittel übersteigenden 

Todesfälle) wurden der erhöhten Ozonbelastung zugeschrieben. 

Zudem spielen Primärschadstoffe, wie Stickstoffdioxid, sowie 

flüchtige organische Verbindungen eine wichtige Rolle, da sie zur 

Ozonbildung beitragen und sich langfristig negativ auf vorgeschä-

digte Atemwege auswirken.

Ein weiterer gesundheitsschädlicher Luftschadstoff ist Feinstaub. 

Bei milderen Wintern wird mit einer geringeren Feinstaubbelas-

tung gerechnet, was sich auf die Gesundheit positiv auswirkt (vgl. 

Kapitel Luftqualität und Stadtklima).

Aeroallergene

Die Pollensaison wird aufgrund der Klimaerwärmung früher be-

ginnen und länger dauern. Die Dauer der Belastung für Allergiker 

dürfte somit ebenfalls länger werden. Ob der Temperaturanstieg 

zu höheren Pollenkonzentrationen führt und ob letztere wiederum 

stärkere allergene Wirkungen zur Folge haben, ist nicht geklärt. 

Ebenfalls ist unklar, ob es dadurch zur vermehrten Entstehung 

von allergischen Erkrankungen kommen wird. 

Veränderte klimatische Bedingungen können zur Ausbreitung von 

hochallergenen Pflanzen, wie Ambrosia und anderen mediterra-

nen Arten, führen und eine Zunahme von allergischen Beschwer-

den bewirken (vgl. Kapitel Biodiversität).

 Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Das Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie hat 

bereits ein Hitzefrühwarnsystem errichtet. 

›	 Zusätzlich informieren das Bundesamt für Gesundheit 

und der Kanton (Abteilung Gesundheitsförderung und 

Prävention) die Bevölkerung bereits heute über empfoh-

lene Massnahmen und Verhaltensweisen bei Hitzewellen 

mittels jährlichen Medieninformationen. 
›	 Institutionen, welche ältere Menschen beherbergen (Al-

ters- und Pflegeheime, Spitäler) sind bemüht, ein für die 

Gesundheit der Bewohnerinnen und Bewohner zuträgli-

ches Raumklima zu schaffen.

›	 Wärmeinseleffekte können teilweise auch durch bauliche 

und stadtplanerische Massnahmen verringert werden 

(vgl. Kapitel Luftqualität und Stadtklima).

 Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Die Bundesämter für Umwelt und für Meteorologie und 

Klimatologie haben bereits ein Warnsystem für hohe Luft-

schadstoffwerte umgesetzt. 

›	 Zusätzlich wird die Bevölkerung über empfohlene Verhal-

tensweisen bei hohen Schadstoffbelastungen durch das 

Bundesamt für Gesundheit bereits heute informiert. 

 

Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Das Bundesamt für Meteorologie und Klimatologie infor-

miert die Bevölkerung bereits heute über die aktuelle Pol-

lenbelastung.

›	 Zusätzlich wird die Bevölkerung im Auftrag des Bundes-

amts für Gesundheit über empfohlene Verhaltensweisen 

auf individueller Ebene informiert: Kontakt mit Pollen ver-

meiden, Fenster schliessen, frühmorgens und nach dem 

Regen lüften, Pollenfilter verwenden, Wohnräume häufig 

putzen, vor dem Schlafen duschen und Haare waschen, 

Kleider häufig wechseln, Allergenschutz-Gel verwenden 

etc.).
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Durch Lebensmittel übertragene Infektionskrankheiten 
(«Lebensmittel-Vergiftungen»)

Steigende Umgebungstemperaturen können allgemein zu mehr 

Durchfallerkrankungen pro Jahr führen, da sich Krankheitserreger 

schneller vermehren können. Für Salmonellen-Infektionen besteht 

ein linearer Zusammenhang zwischen der Umgebungstempera-

tur über einem Schwellenwert von 6°C und der Häufigkeit der ge-

meldeten Fälle. Auf Campylobacter-Infektionen scheint dagegen 

die Temperatur keinen wesentlichen Einfluss zu haben. 

Die Gefahr von durch Lebensmittel übertragenen Infektionskrank-

heiten spielt vorwiegend in privaten Haushalten mit mangelhaftem 

Wissen über den sachgerechten Umgang bei hohen Umgebungs-

temperaturen eine Rolle.

Vektorübertragene Infektionskrankheiten

Durch den Klimawandel können sich Vektoren wie Mücken oder 

Zecken, die potenziell Krankheitserreger übertragen, ausbreiten. 

Dies wurde u. a. anhand des vermehrten Vorkommens der Asiati-

schen Tigermücke (Aedes albopictus) und der Asiatischen 

Buschmücke (Aedes japonicus) in Italien und in der Schweiz fest-

gestellt. Erst kürzlich wurde eine Asiatische Buschmücke im All-

schwiler Wald identifiziert. 

Künftig ist daher eine Zunahme von Ansteckungen mit dem Den-

gue-Virus (Dengue-Fieber) und anderen Arboviren (beispielsweise 

West-Nile-, Gelbfieber-, Sindbis- und Chikungunya-Viren) sowie 

Parasiten (beispielweise Leishmaniose) möglich. Es wird aber als 

eher unwahrscheinlich angesehen, dass Malaria in unseren Brei-

tengraden wieder endemisch wird. Wegen der global gesehen 

weiten Verbreitung von Malaria und der tendenziell noch immer 

zunehmenden Mobilität im Personenverkehr ist jedoch ein An-

stieg der Malaria-Fälle bei heimkehrenden Reisenden denkbar. 

Gleichzeitig ist allenfalls mit einer Zunahme von «Flughafen-Mala-

ria» (Krankheitsfälle aufgrund einer Übertragung durch von Flug-

zeugen importierten Mücken) zu rechnen, wobei sich diese Form 

der Ansteckung wie bis anhin auf Einzelfälle beschränken wird. Im 

Weiteren können sich Erreger und Vektoren von Tierkrankheiten, 

die bisher nicht den Menschen befallen haben, derart verändern, 

dass sie auf den Menschen übertragbar werden. 

Die Klimaerwärmung kann einen Einfluss auf die Zeckenverbrei-

tung haben. Die Zeckenökologie ist komplex und hängt von klima-

tischen und weiteren wichtigen Faktoren (z. B. Bestände der 

Wirtstiere etc.) ab. Wie sich somit die Verbreitung der Zecken ef-

fektiv entwickeln wird und inwiefern dies auch für den Kanton Ba-

sel-Stadt mit nur kleinen Grüngebieten zutreffend ist, bleibt schwer 

abzuschätzen. Zu beachten ist aber, dass verschiedene ausser-

kantonale Naherholungsgebiete betroffen sein werden und so die 

Bevölkerung von Basel-Stadt dadurch direkt mitbetroffen ist. Es 

ist bislang ungewiss, ob eine Erwärmung der Umgebungstempe-

ratur zu einer Zunahme von durch Zecken übertragenen Krank-

heiten wie Borreliose und Zeckenencephalitis (Frühsommer- 

Meningoencephalitis) führen wird. 

 
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Die Beobachtung und Überwachung der Ausbreitung 

von Tierkrankheiten und Früherkennung von Wirtswech-

seln wird durch das Bundesamt für Veterinärwesen be-

reits heute umgesetzt.

›	 Aufgrund der Meldeverordnung werden Verbreitung und 

Übertragung des Zeckenencephalitisvirus bereits heute 

durch Bund und Kantone monitorisiert.

›	 Die Impfung gegen das Zeckenencephalitisvirus wird be-

reits heute für Endemiegebiete empfohlen. Basel-Stadt 

zählt nicht zu den Endemiegebieten.

›	 Das Bundesamt für Gesundheit informiert die Bevölke-

rung bereits heute über empfohlene Massnahmen und 

Verhaltensweisen auf individueller Ebene: Zeckenschutz-

massnahmen wie Tragen von langärmligen Kleidern und 

geschlossenen Schuhen, Verwendung eines Zecken-

schutz-Sprays, gründliches Absuchen des Körpers nach 

Aufenthalten in Wäldern und Hecken etc.
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Weitere gesundheitsrelevante Folgen 

Die Gefahr von Verletzungen und Todesfällen aufgrund von Extre-

mereignissen wird für den Kanton Basel-Stadt als sehr selten er-

achtet und ist daher von eher geringer Bedeutung. Aufgrund der 

geographischen und topographischen Lage des Kantons treten 

einzelne Naturgefahren, wie beispielsweise Murgänge und Stein-

schlag, überhaupt nicht auf. Aber auch das Risiko aufgrund von 

Überschwemmungen, Erdrutschen sowie Stürmen wird als sehr 

klein eingestuft. In Ausnahmefällen kann trotzdem die körperliche 

Sicherheit betroffen sein. Sie wird jedoch wesentlich durch das 

eigene Verhalten während den Extremsituationen mitbeeinflusst.

Kälteperioden werden tendenziell seltener. Dies kann zur Ver-

nachlässigung des Kälteschutzes und der nötigen Vorsicht vor 

den damit verbundenen Gefahren (beispielsweise bei Eisglätte) 

führen. Anderseits könnte sich bei höheren Umgebungstempera-

turen das Freizeitverhalten der Bevölkerung ändern. Häufigere 

Aktivitäten in der Natur können beispielsweise zu mehr Zeckensti-

chen und damit assoziierten Erkrankungen führen und mehr Un-

fälle verursachen (durch Rheinschwimmen, Bergsport etc.), aber 

auch zu einem gesünderen Verhalten beitragen und sich somit 

positiv auf die Gesundheit der Bevölkerung auswirken.

2.11.3
Kosten und Dienststellen

Die Massnahmen im Gesundheitsbereich haben überwiegend auf 

Bundesebene zu erfolgen und bestehen aus der Information der 

Bevölkerung zur Belastungssituation sowie in Empfehlungen über 

angepasste Verhaltensweisen auf individueller Ebene. Massnah-

men auf kantonaler Ebene beschränken sich hauptsächlich auf 

präventive Massnahmen, wobei die Information der Bevölkerung 

durch den Gesundheitsdienst überwiegt. Die zu erwartenden 

Kosten für kantonale Massnahmen sind bis jetzt nicht erhoben 

worden und damit nicht bezifferbar. Sie müssen separat evaluiert 

werden und können jedoch niemals abschliessend quantifiziert 

werden. Falls es sich gegenüber heute um neue Aufgaben han-

delt, sind diese mit entsprechenden Mitteln zu alimentieren.

  
Handlungsbedarf und  
Massnahmeansätze  
›	 Das Bundesamt für Gesundheit und das Kantonale La-

boratorium informieren die Bevölkerung bereits heute 

über den sachgerechten Umgang mit verderblichen Nah-

rungsmitteln.

›	 Das Kantonale Laboratorium überwacht bereits heute 

die Einhaltung von Hygienevorschriften in der Lebensmit-

telindustrie und im Gastronomiegewerbe.
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Identifikation von Schnitt-
stellen – Synergien und  
Interessenskonflikte

Die Tabelle auf der gegenüberliegenden Seite gibt eine Über-

sicht über die bestehenden Schnittstellen zwischen den Hand-

lungsfeldern der Sektoren. Dabei kann zwischen Synergien und 

Interessenskonflikten unterschieden werden. Die Interessens-

konflikte sind mit Nummern in der Tabelle vermerkt und werden 

im unten stehenden Text erläutert. Eine Einstufung der Interes-

senskonflikte erfolgt in hoch – mittel – gering.

Interessenskonflikte

1 Biodiversität versus Trinkwasser  

Interessenskonflikt: gering

Der Bedarf nach Bewässerung in Grün- und Parkanlagen dürfte 

auch bei geeigneter Anpflanzung (grosses Bodenvolumen für die 

Wurzeln) und geeigneter Artenwahl (weniger wasserbedürftigte 

Arten) während sommerlichen Hitze- und Trockenperioden mar-

kant ansteigen. Die Bewässerung der Grün- und Parkanlagen im 

Kanton Basel-Stadt erfolgt mit Trinkwasser, welches gerade wäh-

rend Hitzeperioden begrenzt sein könnte. Die Gewährleistung der 

Trinkwassernachfrage für Haushalte und Spitäler hat erste Priori-

tät. Bei hohem Trinkwasserbedarf mit Mengen nahe dem tägli-

chen Fördermaximum könnte die Bewässerung der Grünanlagen 

beeinträchtigt bzw. eingeschränkt sein. 

2 Landwirtschaft versus Gewässerökologie 

Interessenskonflikt: gering

Basierend auf einem angebotsorientierten Wassermanagement 

ist Wasser in der Landwirtschaft effizient, standortgerecht und 

koordiniert zu nutzen. Somit ist nach Möglichkeit die Sortenwahl, 

das Anbausystem und die Bodenbearbeitung entsprechend der 

Wasserverfügbarkeit zu gestalten. Intensivere Kulturen wie Obst, 

Gemüse und Blumenfelder werden jedoch künftig auf eine Be-

wässerung angewiesen sein. Der Kanton Basel-Stadt sollte mit 

dem Rhein genügend Wasser für die Bewässerung zur Verfügung 

stellen können. Für die Wasserentnahme sind jedoch entspre-

chende Regelungen mit Rücksicht auf die Anliegen des Gewäs-

serschutzes zu treffen.

Synthese
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3 & 4 Gewässerökologie versus Flusswassernutzung sowie 

Flusswassernutzung versus Grundwasser und Trinkwasser 

Interessenskonflikt: hoch

Der Temperaturanstieg der Fliessgewässer ist für die Gewässer- 

ökologie schädlich. Gerade im Sommer besteht ein grosser Kühl-

bedarf in der Industrie, welche durch die Nutzung von Flusswas-

ser zu Kühlzwecken zusätzlich einen Wärmeeintrag in die 

Fliessgewässer verursacht. Aus der Sicht des Gewässerschutzes 

ist somit die abgeleitete Wärmefracht in Fliessgewässer flächen-

deckend zu reduzieren, um so einer weiteren Temperaturerwär-

mung entgegenzuwirken. 

Allerdings wird auch das Grundwasser von einer Temperaturerhö-

hung negativ beeinflusst. Die Nutzung des Grundwassers zu 

Kühlzwecken ist somit ebenfalls nicht uneingeschränkt möglich. 

Der Ersatz von Flusswasser durch Brauchwasser ist während  

Hitzeperioden ebenfalls problematisch. Die Gewährleistung der 

Trinkwassernachfrage für Haushalte und Spitäler hat erste Priorität. 

Der Trinkwasserbedarf als Brauchwasser im Industriesektor kann 

während Hitze- und Trockenperioden nicht mit Sicherheit gewähr-

leistet werden. 

5 Gewässerökologie versus Rheinschifffahrt

Interessenskonflikt: mittel

Die Austiefung der Fahrwasserrinne für eine verbesserte Rhein-

schifffahrt bei Niederwasser steht teilweise im Interessenskonflikt 

mit der Gewässerökologie. Vor allem die Bauarbeiten der Austie-

fung setzen der Gewässerökologie stark zu, was aber zeitlich be-

schränkt ist. Durch die Fahrrinnenaustiefung nimmt der Pegel-

stand an den Seitenrändern des Rheins, das heisst im Uferbereich 

ab. Dadurch entsteht einerseits ökologisch wertvolle und hoch-

wertige Uferfläche. Andererseits wirkt sich die Klimaänderung 

aufgrund häufigerer und intensiverer Niederwasser stärker nega-

tiv auf die seichte Uferböschung aus. Bei Niederwasser würden 

somit aufgrund des veränderten Querschnittprofils des Flussbet-

tes grössere Uferflächen trocken gelegt als bisher.

Synergien Interessenskonflikte

Schnittstellen zwischen den Handlungsfeldern der Sektoren

Biodiversität						                       1

Wald

Landwirtschaft			                         2

Gewässerökologie				                     3		                   5

Flusswassernutzung					                      4               4

Grundwasser

Trinkwasser

Rheinschifffahrt

Gebäude

Stadtentwässerung

Luftqualität

Gesundheit
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onsbezogene Massnahmen nötig. Nachfolgend sind die Sektoren 

mit kantonsspezifischen und situationsbezogenen Handlungsfel-

dern und Massnahmen aufgeführt, deren Handlungsbedarf prio-

ritär ist.

Die Sektoren Biodiversität, Wald, Landwirtschaft, Rheinschiff-

fahrt, Stadtentwässerung, Luftqualität und Stadtklima sowie Ge-

sundheit unterscheiden sich kaum vom allgemeinen Handlungs-

bedarf der Schweiz und werden nicht weiter ausgeführt. Ebenfalls 

werden kantonsspezifische und situationsbezogene Handlungs-

felder mit geringem Handlungsbedarf in diesem Kapitel nicht wei-

ter erwähnt.

Kantonsspezifische Massnahmen mit prioritärem Handlungsbedarf

Sektor Handlungsfeld Zusammenhänge/Mechanismen/
Prozesse

Massnahme

Fliessgewässer, 
Gewässerökologie, 
Flusswassernutzung

Handlungsbedarf hoch

Gewässertemperatur Tendenz zu steigenden Gewässer- 
temperaturen mit negativem Einfluss auf die 
Gewässerökologie. 

Zusätzlicher Temperaturanstieg durch die 
industrielle und gewerbliche Flusswasser- 
nutzung zu Kühlzwecken und damit 
Verschärfung der Situation vor allem  
während Hitzeperioden.

Gewässer Revitalisierung.

Verminderter Wärmeeintrag durch technische 
Massnahmen in der Industrie.

Teilweise Ersatz von Flusswasser durch 
Grundwasser und durch Brauchwasser 
(Trinkwasser) unter Berücksichtigung der 
Nachhaltigkeit und der Interessenskonflikte.

Grundwasser Handlungsbedarf hoch

Grundwassertemperatur
Grundwasserneubildung

Tendenz zu steigenden Grundwasser- 
temperaturen mit negativem Einfluss auf  
die Grundwasserqualität und Grundwasser-
verfügbarkeit.

Zusätzlicher Temperaturanstieg durch die 
Grundwassernutzung zu Kühlzwecken.

Veränderungen in der Grundwasserneubil-
dung durch Veränderung der Niederschläge.

Bedeutung der anthropogenen und der 
natürlichen Einflussfaktoren erkunden (z.B. 
durch gezielte Überwachung, Modellierung). 
Strategie zur Lösung der Interessenskonflikte 
erarbeiten mit dem Ziel angepasste Bau-  
und Nutzungsauflagen zu formulieren.

Kantonsspezifische  
Massnahmen mit prioritärem 
Handlungsbedarf

Betrachtet man die Klimafolgen aller Sektoren zusammen, kann 

festgehalten werden, dass einige Sektoren keine kantonsspezifi-

schen Massnahmen erfordern. Deren Handlungsfelder und erfor-

derlichen Massnahmen unterscheiden sich kaum von den allge-

meinen Handlungsfeldern und Massnahmen der Schweiz. In 

einigen Sektoren werden jedoch kantonsspezifische und situati-
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Sektor Handlungsfeld Zusammenhänge/Mechanismen/
Prozesse

Massnahme

Trinkwasser Handlungsbedarf hoch

Trinkwasserfördermenge Die Rohwasserentnahme für die Rhein- 
wasserversickerung in den Langen Erlen  
liegt unterhalb der Chemiekläranlagen. 
Verminderte Wasserführung des Rheins 
während Trockenperioden bewirkt eine 
Zunahme der Alarmwerte (erhöhte Schad-
stoffkonzentrationen) und damit einen 
Unterbuch der Rheinwasserversickerung in 
den Langen Erlen.

Evt. Verlegung der Rohwasserentnahme  
der Langen Erlen oberhalb der Chemie- 
kläranlagen.

Handlungsbedarf mittel

Hochwasser Ein Hochwasser der Wiese birgt die Gefahr 
einer Verunreinigung der Gewässerschutz- 
zone der Langen Erlen und damit auch der 
Trinkwasserversorgung.

Mit entsprechenden gewässerbaulichen 
Massnahmen kann das Eindringen des 
Wiesewassers in die Grundwasserschutz- 
zone teilweise verhindert werden.

Gebäude und 
Infrastruktur 

Handlungsbedarf hoch

Hagelrisiko

Hochwasser Birsig

Es sind keine Prognosen betreffend 
Änderung des Hagelrisikos aufgrund des 
Klimawandels möglich. Auf dem klein- 
flächigen Raum im Kanton besteht jedoch 
eine hohe Wertekonzentration und damit  
ein hohes Schadenpotenzial.

Die Durchflussmenge der Birsigüberdeckung 
wurde durch den Einbau der Fernwärme-
hauptleitung und durch die Korrektion des 
Einlaufbauwerks im Bereich Munimattbrücke 
verringert. Dadurch besteht ein grosses 
Überschwemmungspotenzial für den Birsig.

Der effektivste Schutz vor Hagelschäden  
wird durch die Verwendung von hagelge- 
eigneten Baumaterialien erreicht. Das 
VKF-Hagelschutzregister soll im Kanton 
Basel-Stadt rechtsverbindlich erklärt werden. 

Als wichtigste Massnahme muss die 
Fernwärmehauptleitung aus dem Birsigstollen 
in die angrenzenden Strassen verlegt und 
das Einlaufbauwerk wieder auf die frühere 
Abflussgrösse zurückgebaut werden. 
Ebenfalls muss sichergestellt werden, dass 
bei Hochwasser ein Bagger das Schwemm-
holz beim Eingang zur Birsigüberdeckung 
laufend entfernt.

Sämtliche Öltanks im Überschwemmungs- 
perimeter müssen gespriesst werden.

Handlungsbedarf mittel

Hochwasser Birs

Hochwasser Wiese

Sturm

Ein Extremhochwasser der Birs kann die 
unterirdisch verlegten Leitungen (Gas-Hoch-
druckleitungen und Starkstromleitung)  
infolge Ausspülungen des Birs-Vorlands 
(Erodierung) freilegen und beschädigen.

Die Wiese überflutet bei Hochwasser das 
Gebiet der BaZ-Druckerei.

Sturmereignisse werden sich möglicherweise 
im Winter intensivieren, nicht aber deren 
Häufigkeit. Die Folgen der Klimaveränderung 
wirken sich somit auf das Ausmass der 
zukünftigen Schadenhöhe aus. 

Mittel- und langfristig ist anzustreben, die 
bestehenden Werkleitungen aus dem 
Birs-Vorland zu entfernen.

Mit einer Mauererhöhung beim Wiesekreisel 
kann das Überschwemmungspotenzial 
behoben werden.

Längerfristig muss mit höheren Rückver- 
sicherungskosten gerechnet werden, was  
u.U. zu höheren Versicherungsprämien 
führen könnte.
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Sektor			   Handlungsfeld Massnahme Kosten CHF

Biodiversität Grün- und Parkanlagen Bewässerung von Grün- und  
Parkanlagen

Mehrkosten

Extremereignisse Häufung von Extremereignissen,  
u. a. Aufräumarbeiten Sturm

Mehrkosten

Neobiota & Problemarten Kantonaler Neobiota-Massnahmeplan 
2011–2015

500 000.– auf fünf Jahre

Regulation von Problemarten Mehrkosten

Wald Erhöhung der Artenvielfalt  
und Förderung der Vitalität und 
Stabilität des Waldes

Erhöhung der Pflegebeiträge an die 
Waldeigentümer um 25%

Erhöhung des jährlichen Pflegebeitrages 
von 75 000.– auf ~ 94 000.–

Landwirtschaft Bodenfruchtbarkeit Ressourcen Projekt «Bodenfrucht-
barkeit» seit 2008 lanciert und auf  
6 Jahre begrenzt: Entschädigung an 
Landwirte für Mehraufwand oder 
Minderertrag

20 000.– durch Bund und Gemeinden

Gewässerökologie und  
Flusswassernutzung

Flusswassernutzung Abklärung des Kostenaufwands auf 
Konzeptstufe je Projekt

Von der Industrie und dem Gewerbe zu 
bewerkstelligen

Revitalisierung Unterschiedlich je Raumanspruch: 
Siedlungs-, Landwirtschaftsgebiet, 
Gewässergrösse, Verbauungsgrad des 
Umlands, Landerwerb, Schutzgüter 
(Grundwasser/ Werkleitungen etc.)

Bsp. Revitalisierung Wiese 1600.– pro 
Laufmeter. Finanzielle Unterstützung des 
Bundes aufgrund des revidierten GSchG.

Temperaturüberwachung Mehrkosten

Fischereiliche Bewirtschaftung Mehrkosten

Die Tabelle gibt eine Übersicht über die geschätzten Kosten für 

Massnahmen aufgrund des Klimawandels je Sektor.

Kostenübersicht
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Sektor			   Handlungsfeld Massnahme Kosten CHF

Grundwasser Grundwassertemperatur  
und Nutzungsregulierung

Konzept für Grundwasser-
temperaturüberwachung

20 000.–

Modellierung zur Grundwasser-
temperaturentwicklung und 
Nutzungsregulierung

100 000.–

Trinkwasser Trinkwasserbereitstellung Allfälliger Rohwasserleitungsbau 
für Wasserentnahme oberhalb 
der ARA‘s

Zweistelliger Mio. Betrag durch die IWB

Rheinschifffahrt Niederwasser Austiefung der Fahrwasserrinne 1–3 Mio. unter voraussichtlicher 
Beteiligung des Bundes

Gebäude und 
Infrastruktur

Hochwasser Wiese Mauererhöhung Wiesekreisel Mehrkosten gehen zu Lasten des 
Feuerschutzfonds der GVBS

Hochwasser Birs Entfernung der bestehenden Werkleitung 
aus dem Birs-Vorland

Kostenabschätzung erforderlich

Hochwasser Birsig –	 Verlegung der Fernwärmehaupt- 
leitung aus Birsigstollen

–	 Erweiterung des Stolleneingangs im 
Bereich Munimattbrücke

~ 20 Mio.

Spriessaktion Öltanks Mehrkosten gehen zu Lasten des 
Feuerschutzfonds der GVBS

Sturm u.U. höhere Versicherungsprämien Durch die Versicherten zu tragen

Hagel Rechtsverbindliches VKF-Hagelschutz-
register

Keine Zusatzkosten

Stadtentwässerung Regenentlastung Berücksichtigung der Niederschlags-
zunahme im GEP und allfällige 
Anpassung des Kanalisationsnetz

Kosten zurzeit noch nicht absehbar

Luftqualität und 
Stadtklima

Luftqualität Weiterführen des Luftreinhalteplans 
und Erhebung der Luftqualität

Im Dauerauftrag des LHA enthalten

Stadtklima Aktualisierung der Klimaanalyse 
Basel KABA

Kosten zurzeit noch nicht absehbar

Gesundheit Kostenabschätzung hat projektspezifisch 
zu erfolgen
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Abkürzungen

AUE	 Amt für Umwelt und Energie des Kantons Basel-Stadt

AUG	 Angewandte und Umweltgeologie,

	 Departement Umweltwissenschaften, Universität Basel

AWEL	 Baudirektion Kanton Zürich, Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft

BAFU	 Bundesamt für Umwelt

CH2050	 OcCC Bericht Klimaänderung und die Schweiz 2050 

DOC	 Gehalt an gelöstem organischen Kohlenstoff

EAWAG	 Eidgenössische Anstalt für Wasserversorgung,

	 Abwasserreinigung und Gewässerschutz

EDI	 Eidgenössisches Departement des Innern

EFD	 Eidgenössisches Finanzdepartement

EVD	 Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartement

GEP	 Genereller Entwässerungsplan

GVBS	 Gebäudeversicherung des Kantons Basel-Stadt

GWP	 Global Warming Potential

IBK	 Internationale Bodenseekonferenz

IPCC	 International Panel of Climate Change 

IKSR	 Internationale Kommission zum Schutze des Rheins

IRV 	 Interkantonalen Rückversicherungsverband

KABA	 Klimaanalyse Basel

KOHS	 Kommission Hochwasserschutz im Schweizerischer

	 Wasserwirtschaftsverband

KKO	 Kantonale Krisenorganisation 

KLIWA	 Klimaveränderung und Wasserwirtschaft 

OcCC	 Beratendes Organ für Fragen der Klimaänderung

OWARNA	 Optimierung der Warnung und Alarmierung

ppm	 Parts per million

PIK 	 Potsdam Institute for Climate Impact Research

ProClim	 Forum for Climate and Global Change

RÜS	 Rheinüberwachungsstation Weil am Rhein 

UVEK	 Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr,

	 Energie und Kommunikation

VBS	 Eidgenössisches Departement für Verteidigung,

	 Bevölkerungsschutz und Sport

VGL	 Vergleich 
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Rahmen des EU Projektes PRUDENCE durchgeführt wurden. Die 

Modellketten ergeben sich aus unterschiedlichen Kombinationen 

von Emissionsszenarien, einem globalen Klimamodell (GCM) und 

einem regionalen Klimamodell (RCM). http://prudence.dmi.dk/

EU-Projekt ENSEMBLE
ENSEMBLE ist das Nachfolgeprojekt von PUDENCE. Die Schwei-

zer Klimaszenarien CH2011 unter der Koordination von Meteo-

Schweiz werden aus diesem neuen Datensatz des europäischen 

Forschungsprojekt ENSEMBLES stammen. 

http://ensembles-eu.metoffice.com/

Grundwasserschutzzone
Grundwasserschutzzonen dienen dazu, Trinkwassergewinnungs-

anlagen und das Grundwasser unmittelbar vor Beeinträchtigun-

gen zu schützen. Grundwasserschutzzonen werden gemäss  

Art. 20 des Gewässerschutzgesetztes (GSchG) u. a. gegliedert in 

Zone S1 (Fassungsbereich), Zone S2 (Engere Schutzzone) und 

Zone S3 (Weitere Schutzzone).

Neobioten 
Neobioten sind Pflanzen (Neophyten), Tiere (Neozoen) und Pilze 

(Neomyceten), welche nach dem Jahr 1500 eingewandert sind 

oder durch den Menschen eingeführt oder eingeschleppt wur-

den. Als «invasiv» werden diejenigen Arten bezeichnet, welche 

leicht verwildern und sich stark ausbreiten. Invasive Neobioten 

beeinträchtigen die Vielfalt der einheimischen Flora und Fauna, 

verursachen Schäden an Bauwerken oder sind gesundheitsge-

fährlich (Asthma, Allergien). Meist stammen die problematischen 

Neophyten und Neozoen aus warmgemässigten (meridionalen) 

Klimagebieten. 

Schleusendrempel
Der Ausdruck Drempel bezeichnet in einer Schleuse den Mauer-

vorsprung als Anschlag für das geschlossene bergseitige Schleu-

sentor. Beim Befahren der Schleuse ist die Drempeltiefe zu be-

achten, da dieses Mass den maximalen Tiefgang der Schiffe 

Glossar

Anpassungsstrategie Schweiz des Bundes
Der Bundesrat hat am 26. August 2009 das UVEK beauftragt, 

zusammen mit dem EDI, EFD, EVD und VBS die klimabedingten 

Risiken der Schweiz zu analysieren und eine Anpassungsstrategie 

Schweiz zu entwickeln. Die Entwicklung der Anpassungsstrategie 

wird im Interdepartementalen Ausschuss Klima (IDA Klima) koor-

diniert. Das BAFU hat dabei die Federführung. Die Strategie wird 

dem Bundesrat Ende 2011 vorgelegt. 

Die Strategie wird Grundlage für das koordinierte Vorgehen bei 

der Anpassung an die Klimaänderung sein. Sie basiert auf einer 

sektorübergreifenden, integralen Analyse der klimabedingten Ri-

siken und Chancen, die sich als Folge der Klimaänderung erge-

ben. Folgende neun prioritäre Sektoren wurden basierend auf der 

Studie Klimaänderung und die Schweiz 2050 (CH2050) und auf 

einer Erhebung bei den Bundesämtern zum Handlungs- und Res-

sourcenbedarf bestimmt: Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, 

Waldwirtschaft, Biodiversitätsmanagement, Gesundheit, Umgang 

mit Naturgefahren, Energie, Tourismus und Raumnutzung. Für 

diese Sektoren werden von den Bundesämtern unter Verwen-

dung der Klimaszenarien des Berichts Klimaänderung und die 

Schweiz 2050 (CH2050-Klimaszenarien) Teilstrategien entwi-

ckelt.

Brauchwasser
Brauchwasser ist Trink-, Fluss- oder Grundwasser, das für indus-

trielle Zwecke verwendet wird.

Globales Erwärmungspotenzial
Das globale Erwärmungspotenzial ist eine Masszahl für die relati-

ve Wirkung der einzelnen Treibhausgase im Vergleich mit CO2. 

EU-Projekt PRUDENCE 
Prediction of Regional Scenarios and Uncertainties for 
Defining European Climate Change Risks and Effects
Datengrundlage für die probabilistische Klimaprojektion bilden Si-

mulationen mit 16 verschiedenen Klimamodellketten, welche im 
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2000 Watt für sämtliche Aktivitäten wie Wohnen, Arbeiten, Ver-

kehr etc. Der Hauptanteil dieser Energie stammt aus fossilen 

Energieträgern. Würden drei Viertel dieser Energie aus erneuerba-

ren Quellen stammen, könnte der CO2-Ausstoss auf eine Tonne 

pro Kopf gesenkt werden. Das wäre eine klimaverträgliche Grös-

se. 

In Europa und in der Schweiz beträgt der Leistungsbedarf heute 

rund 6000 Watt pro Person. Andere vorwiegend asiatische und 

afrikanische Länder benötigen nur gerade einen Bruchteil davon.

Die Vision der 2000-Watt-Gesellschaft sieht vor, den Leistungs-

bedarf in den Industriestaaten stetig auf 2000 Watt zu senken. 

Damit können andere Ländern ihr Niveau steigern. Gleichzeitig ist 

ein massiver Ausbau der erneuerbaren Energien nötig.

http://www.2000-watt.bs.ch/index.htm

 

bestimmt. Damit beim Ablassen des Wassers aus der Schleusen-

kammer das Schiff nicht auf dem Drempel aufsitzt und beschä-

digt wird, ist die Lage des Drempels an der Schleusenkammer-

wand farblich markiert und bei Talfahrt zu beachten: das 

Wasserfahrzeug darf sich nicht näher am oberen Schleusentor 

befinden, als der Markierungsstrich anzeigt. Bei Bergfahrt sieht 

man den Drempel als Mauer unterhalb des bergseitigen Schleu-

sentores.

Spriessen von Öltanks
Unter «Spriessen von Öltanks» versteht man das Abstützen von 

mittelgrossen Heizöltanks (u. a. Heizöltanks für den Heizwärme-

bedarf in Wohnhäusern) mit Balken gegen die Tankraumdecke in 

Verbindung mit einer Vorkehrung gegen seitliches Ausweichen, 

um ein Aufschwimmen des Tanks bei einer Überflutung des Kel-

lers zu verhindern. Die Rohrleitungen werden so gesichert, dass 

ein Abreissen nicht zum Auslaufen des Lagergutes führen kann.

Strahlungsantrieb
Der Strahlungsantrieb ist ein Mass für den Einfluss, den ein Faktor 

auf die Änderung des Gleichgewichts von einfallender und abge-

hender Energie im System Erde-Atmosphäre hat, und ist ein Index 

für die Bedeutung eines Faktors als potentieller Mechanismus ei-

ner Klimaänderung. Ein positiver Antrieb führt tendenziell zur Er-

wärmung der Erdoberfläche während ein negativer Antrieb ten-

denziell zu einer Abkühlung führt.

Troposphäre
Die Tropospähre ist die unterste Schicht der Erdatmosphäre. Sie 

reicht vom Erdboden bis zur Tropopause. Ihre Höhe beträgt etwa 

8 Kilometer an den Polen und 18 Kilometer am Äquator. In der 

Troposphäre sind etwa 90% der gesamten Luft sowie beinahe 

der gesamte Wasserdampf der Erdatmosphäre enthalten. In ihr 

spielt sich der Grossteil des Wetters ab.

2000-Watt-Gesellschaft
Der Mensch braucht im globalen Durchschnitt rund 17500 kWh 

Energie pro Jahr. Das ergibt eine kontinuierliche Leistung von rund 
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